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Anlage 1 zur GRDrs 844 / 2009

Stellenschaffung zum Stellenplan 2010
	Org.-Einheit
(aut. Stpl.)
	Amt
	Stellen-
wert
Haushalt
	St.-Schl.
	Funktionsbezeichnung
	Anzahl
der
Stellen
	Stellen-
vermerk
	durchschnittl.
jährl. kosten-
wirksamer
Aufwand
Euro

	320 0301

	Amt für öffentliche Ordnung
	A 10
	     
	Sachbearbeiter(in)
	0,50
	KW
 01 / 2012
	Kein zusätzlicher Aufwand, da Kostenneutralität durch Gebühreneinnahmen



1
Antrag, Stellenausstattung
Beantragt wird die Schaffung einer Sachbearbeiterstelle (50 %, Bes. Gr. A 10) für das Aufgabengebiet „Erteilung von Ausnahmegenehmigungen vom Fahrverbot nach dem Luftreinhalte- und Aktionsplan für die Landeshauptstadt Stuttgart“ bei der Abteilung Straßenverkehr des Amts für öffentliche Ordnung.

2
Schaffungskriterien

Zum 01.01.2006 wurde der Luftreinhalte- und Aktionsplan für die Landeshauptstadt Stuttgart, erstellt durch das Regierungspräsidium Stuttgart, in Kraft gesetzt. Als Maßnahme M 2 wurde zum 01.03.2008 die Umweltzone Stuttgart eingerichtet, die u. a. ein grundsätzliches Fahrverbot für Kfz der Schadstoffgruppe 1 (keine Plakette) beinhaltet. Im Zuge dieser Maßnahme ist die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen vom Fahrverbot für Fahrzeuge ohne Plakette als neue Aufgabe auf das Amt für öffentliche Ordnung übertragen worden. Die Schaffung der Stelle ist kostenneutral, da die Deckung der Personalkosten durch Gebühreneinnahmen erfolgt. Hierzu wird auf die Beschlussvorlage GRDrs 58 / 2009 (Luftreinhalte- und Aktionsplan für die Landeshauptstadt Stuttgart; Umsetzung der Maßnahme M 2, Personalbedarf) verwiesen.

3
Bedarf

3.1
Anlass

Seit Einrichtung der Umweltzone Stuttgart zum 01.03.2008 und der damit neu übertragenen Pflichtaufgabe „Erteilung von Ausnahmegenehmigungen von Fahrverboten“ gingen zwischen April und Dezember 2008 beim Amt für öffentliche Ordnung knapp 1.000 Anträge und rund 4.000 Anfragen (telefonisch, per Fax, E-Mail, schriftlich) ein. Bis Ende 2011 wird mit jährlich durchschnittlich ca. 1.400 Anträgen und 6.000 Anfragen gerechnet.
Diese prognostizierte Grundlast wird sich von Jahr zu Jahr allerdings in dem Maße verändern, wie zu den Wiederholungsanträgen aus dem Vorjahr neue Anträge gestellt werden. Dabei ist folgendes zu berücksichtigen:

· Allgemeinverfügung mit Befreiungsbestimmungen läuft Ende 2009 aus

· Derzeit besteht aufgrund der schlechten und unkalkulierbaren wirtschaftlichen Lage eine starke Kaufzurückhaltung 

· Neubeschaffungen für die zahlreichen nicht nachrüstbaren Spezialfahrzeuge sind erst mittel- bis langfristig zu erwarten

· Nachrüstmöglichkeiten werden nicht in dem erwarteten Maße angeboten

· Die rote Plakette verliert 2012 ihre Berechtigung in Stuttgart

· Es gibt keine bundesweit einheitliche Genehmigungspraxis und daher auch keine Anerkennung von außerhalb Baden-Württembergs erteilten Ausnahmegenehmigungen

Grundlage der ursprünglichen höheren Prognose war die Anzahl voraussichtlich betroffener Kfz-Halter in Stuttgart im Jahre 2008, die keine Plakette erhalten konnten (8. 000 Kraftfahrzeuge) sowie weitere 7.000 Kraftfahrzeuge aus dem Stuttgarter Umland mit Bezug in die Landeshauptstadt. Diese Einschätzung erfolgte unter Berücksichtung der Befreiungstatbestände der bereits durch Gesetz, durch städtische Allgemeinverfügung sowie der von anderen Städten mit Umweltzonen erteilten Ausnahmegenehmigungen mit landesweiter Gültigkeit. 

Dass diese erste Einschätzung von den tatsächlichen Fallzahlen erheblich abweicht, begründet sich in den zahlreichen telefonischen Voranfragen und den daraus gezogenen Konsequenzen. Da diese Gespräche sehr ausführlich geführt wurden, traten viele vorab ablehnend beschiedene Kunden zumeist nicht mehr als Antragsteller in Erscheinung, sondern neigten zu Ausweichlösungen wie vorgezogene Ersatzbeschaffung oder Nutzung anderer Verkehrsmittel.

Finanzielle Auswirkungen

Die Schaffung der Stelle (50 %) ist aufgrund der kalkulierten Gebühreneinnahmen kostenneutral. Neben den kostenfreien Auskünften werden für die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen durchschnittlich 80 € (Mischkalkulation) verlangt. Bei erwarteten 1.500 Ausnahmegenehmigungen würde dies sogar zu einer Überdeckung führen.
3.2
Bisherige Aufgabenwahrnehmung

Die Erledigung dieser neuen Pflichtaufgabe konnte bisher nur durch dem Amt für öffentliche Ordnung überplanmäßig zur Verfügung gestelltes Personal gewährleistet werden. Die Abdeckung der Antragsspitzen erfolgte durch befristete Abordnungen von Mitarbeitern der Verkehrsüberwachung, zu Lasten deren originärer Aufgabenerfüllung (Überwachung des ruhenden Verkehrs) und damit der Verkehrssicherheit sowie städtischer Einnahmen. 
3.3
Auswirkungen bei Ablehnung der Stellenschaffung

Die Aufgabenerfüllung könnte auch zukünftig nur im Wege von befristeten überplanmäßigen Beschäftigungsverhältnissen bzw. durch Inanspruchnahme vorhandener Mitarbeiter(innen) zu Lasten deren originärer Aufgabenerfüllung erfolgen. 

4
Stellenvermerk
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